
3. In welcher Höhe hat der Landkreis Nordsachsen in 2011 finanzielle Mittel aus 
den aufgestockten BuT-Pauschalleistungen des Bundes für die Haushaltssanie-
rung verwendet bzw. aufgrund von Auflagen der Landesdirektion verwenden 
müssen?

Bei der Umsetzung des Bildungs- und Teilhabepakets im Landkreis Nordsachsen sind 
aus der Aufstockung des Bundesanteils 2.176.544,44 €  in die Gesamtdeckung des 
Haushaltes 2011 geflossen.

Gegenüber den Pauschalen lassen sich folgende aufgegliederte Ergebnisse dar-
stellen: 

a.) Nicht ausweisbar, 

Eine Aussage zu den Warmwasserkosten kann nicht getroffen werden, da diese 
nicht gesondert erfasst werden. Wir gehen davon aus, dass diese Pauschale kosten-
deckend war.

b.)  Mehrausgaben gegenüber der Pauschale von 160.570,77 €

Hierbei sind im Gegensatz zur Beantwortung der Frage 2 nicht der tatsächliche Per-
sonal- und Sachaufwand eingerechnet, sondern auch die Erstattungen des Jobcen-
ters an den Landkreis und dem aus der Absenkung des Bundesanteils gemäß § 46 
Abs. 3 S. 1 SGB II n. F. an den Verwaltungskosten (von 86,4 % auf 84,8 %) erhöhtem 
Kommunalanteil berücksichtigt. Im Gegensatz zur erhöhten Beteiligung des Bundes 
an den Kosten der Unterkunft, die ab dem 01.01.2011 gewährt wurde, hatten wir 
die erhöhte Pauschale an dem Verwaltungsbudget der gemeinsamen Einrichtung 
erst ab 01.04.2011 zu zahlen. 

Vereinfachend haben wir aus den Gesamtausgaben die Erhöhung prozentual heraus 
gerechnet.

 c.) und d.) Minderausgaben für Zweckausgaben BuT (5,4 %)  2.337.115,21 €
                 einschl. Mittagessen im Hort und Schulsozialarbeit  

Die Positionen c.) und d.) wurden zusammengefasst, da die Aufwendungen für das 
Mittagessen nicht nach Kindergarten und Hort getrennt wurden.
Ausgaben für die Schulsozialarbeit sind über die bereits getätigten Projekte hinaus 
nicht angefallen.



Auflagen der Landesdirektion zur Verwendung der nicht verbrauchten Mittel gibt es 
nicht. Da der Gesetzgeber diese Mittel nicht ausdrücklich mit einer Zweckbindung 
versehen hat, ergibt sich die Verwendung im Gesamtabschluss aus dem kommuna-
len Haushaltsrecht.


